
Betriebs-Berater | BB 19.2022 | 9.5.2022 1043

Am 2.5.2022 stellten der Bundesfinanzminister Christian Lindner, zusammen mit der Präsidentin der Generalzolldirektion, Co-

lette Hercher, und dem Präsidenten des Zollkriminalamts, Dr. Rainer Mellwig, für das Jahr 2021 die Bilanz des deutschen Zolls

vor. Trotz der einschränkenden Maßnahmen durch die Corona-Pandemie führte der Zoll die Ermittlungs- und Fahndungstä-

tigkeiten zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung fort. Kontrolliert wurden mehr als 48 000 Arbeit-

geber, und mehr als 120 000 Strafverfahren wurden eingeleitet. Der ermittelte Steuer- und Sozialversicherungsschaden be-

trug fast 790 Mio. Euro. Abgeschöpft wurde immerhin illegal erwirtschaftetes Vermögen in Höhe von 66,8 Mio. Euro. Diese

Zahlen können aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Zoll im Alltag mit unzureichenden Datenzugängen und einer

schlechten Datenlage zu kämpfen hätte, so Frank Buckenhofer von der Bezirksgruppe Zoll in der Gewerkschaft der Polizei.

Darüber hinaus sammele der Zoll zwar viele Daten, schaffe aber damit kein taugliches Kriminalitätslagebild. So gäbe es beim

Zoll allein vier Datenbanksysteme, in denen die Kontrollbeamten und Fahnder Straftäter erfassten. Eine Vernetzung der Sys-

teme existiere nicht. Es scheint, als gäbe es hier noch eine Menge zu tun!

Entscheidungen
EuGH: Verkauf einer Karte, die ihren Inha-

ber berechtigt, während einer begrenzten

Dauer mehrere touristische Dienstleistun-

gen in Anspruch zu nehmen (schwedisches

Vorabentscheidungsersuchen)

Art. 30a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates

vom 28. November 2006 über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem in der durch die Richtlinie

(EU) 2016/1065 des Rates vom 27. Juni 2016 ge-

änderten Fassung ist dahin auszulegen, dass ein

Instrument, das seinen Inhaber berechtigt, ver-

schiedene Dienstleistungen an einem bestimm-

tenOrt während eines begrenzten Zeitraums und

bis zu einem bestimmten Wert in Anspruch zu

nehmen, einen „Gutschein“ im Sinne von Art. 30a

Nr. 1 dieser Richtlinie darstellen kann, auch wenn

ein Durchschnittsverbraucher aufgrund der be-

grenzten Gültigkeitsdauer dieses Instruments

nicht alle angebotenen Dienstleistungen in An-

spruch nehmen kann. Dieses Instrument stellt

einen „Mehrzweck-Gutschein“ im Sinne von

Art. 30aNr. 3 dieser Richtlinie dar, da die auf diese

Dienstleistungen geschuldete Mehrwertsteuer

zumZeitpunkt seinerAusstellungnicht feststeht.

EuGH, Urteil vom 28.4.2022 – C-637/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1043-1

unter www.betriebs-berater.de

EuGH: Steuerbefreiungen für bestimmte,

dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten –

Erbringung von das schulische Programm

ergänzenden Unterrichtsleistungen (rumä-

nisches Vorabentscheidungsersuchen)

Art. 132 Abs. 1 Buchst. i der Richtlinie 2006/112/

EGdesRatesvom28.November2006überdasge-

meinsame Mehrwertsteuersystem ist dahin aus-

zulegen, dass eine private Einrichtung, die dem

Gemeinwohl dienende Bildungstätigkeiten aus-

übt, dieu. a. inderOrganisationvonergänzenden

Aktivitäten zum Lehrplan bestehen – wie Unter-

stützung fürHausaufgaben,Bildungsprogramme,

Sprachkurse – und die durch das Nationale Han-

delsregisteramt eine Genehmigung in Form der

Zuweisung des CAEN-Codes 8559 – „nicht ander-

weitig eingestufte übrige Bildungsangebote“ im

Sinne der Klassifizierung der nationalen Wirt-

schaftstätigkeit erhalten hat, nicht unter den Be-

griff „Einrichtungenmit…anerkanntervergleich-

barer Zielsetzung“ wie eine öffentlich-rechtliche

Bildungseinrichtung im Sinne dieser Vorschrift

fällt, wenn dieses Unternehmen nicht in jedem

Fall die im nationalen Recht vorgesehenen Vo-

raussetzungenfürdieseAnerkennungerfüllt.

EuGH, Urteil vom 28.4.2022 – C-612/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1043-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-

Urteil vom 17.5.2018 – VI R 66/15 – Aufgabe

eines landwirtschaftlichen Betriebs –

Verpächterwahlrecht bei Realteilung einer

Mitunternehmerschaft – die Entscheidung

wurde nachträglich zur amtlichen Veröffent-

lichungbestimmt; siewar seit dem8.10.2018

alsNV-Entscheidungabrufbar

1. Ein landwirtschaftlicher (Eigentums-)Betrieb

wird mit der Übertragung sämtlicher landwirt-

schaftlicher Nutzflächen aufgegeben (Bestäti-

gung des Senatsurteils vom 16. November 2017

VI R 63/15, BFHE 260, 138).

2. Das Verpächterwahlrecht setzt auch bei den

Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft vor-

aus, dass die wesentlichen, dem Betrieb das Ge-

präge gebenden Wirtschaftsgüter mitverpachtet

werden. Daran fehlt es, wenn eine Mitunterneh-

merschaft nach Aufgabe ihres land- und forst-

wirtschaftlichen Verpachtungsbetriebs ihre we-

sentlichen Betriebsgrundlagen (Grundstücke)

den Mitunternehmern jeweils zu Alleineigentum

überträgt.

3. Die Grundsätze der Realteilung sind in einem

solchen Fall nur anwendbar, wenn die bisherigen

Mitunternehmer die ihnen zugeteilten Grundstü-

cke einem eigenen Betriebsvermögenwidmen.

4. Die bloße Verpachtung landwirtschaftlicher

Flächen führt als solche grundsätzlich nicht zu

land- und forstwirtschaftlichem Betriebsvermö-

gen des Verpächters.

BFH, Urteil vom 17.5.2018 – VI R 73/15
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1043-3

unter www.betriebs-berater.de

Niedersächsisches FG: Vorlagebeschluss an

das BVerfG zur Vereinbarkeit der Abgel-

tungsteuer mit Art. 3 Abs. 1 GG

1. Es wird eine Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) darüber eingeholt, ob

§ 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes

(EStG) in Verbindung mit § 43 Abs. 5 EStG (Ab-

geltungsteuer) in den in den Jahren 2013, 2015

und 2016 geltenden Fassungen insoweit mit

Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) vereinbar

sind, als dass sie für Einkünfte aus privaten Kapi-

talerträgen einen Sondersteuersatz in Höhe von

25 % mit abgeltender Wirkung vorsehen.

2. Der Senat ist davon überzeugt, dass die Ab-

geltungsteuer gegen die in Art 3 Abs. 1 GG

gleichheitsrechtlich verankerte Vorgabe der

Gleichbehandlung aller Einkunftsarten und einer

gleichmäßigen Besteuerung nach der individuel-

len Leistungsfähigkeit verstößt.

3. Die Abgeltungsteuer führt zu einer Ungleich-

behandlung zwischen Beziehern privater Kapital-

einkünfte gemäß § 20 EStG und den übrigen

Steuerpflichtigen. Während die Bezieher von Ka-

pitaleinkünften gemäß § 32d Abs. 1 EStG in Ver-

bindung mit § 43 Abs. 5 EStG mit einem Sonder-

steuersatz von 25 % abgeltend belastet werden,

unterliegen die übrigen Steuerpflichtigen gemäß

§ 32a EStG einem Steuersatz von bis zu 45 %.

4. Die in den Gesetzesmaterialien genannten

Rechtfertigungsgründe genügen den verfas-

sungsrechtlichen Anforderungen nicht. Weitere

Rechtfertigungsgründe sind nicht ersichtlich.

5. Die Abgeltungsteuer ist nicht zur Verwirkli-

chung eines effektiven Steuervollzugs oder zur

Beseitigung eines etwaigen strukturellen Voll-

zugsdefizits geeignet. Unabhängig von der Fra-

ge der grundsätzlichen Geeignetheit der Rege-

lung ist die Erforderlichkeit zwischenzeitlich ent-

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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